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In der Strafsache gegen den Stadtpfarrer .Dr.phil.A. 
M in Saulgau, 
wegen Heimtückeuergehens u.a. , 

hat das Reichsgericht, 1. Strafsenat, in der Sitzung 
vom 2. Mär: 1943, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatepräsident LW. .Schultze 
und die Retchsgerichtsräte .Dr.Ziegler, Rensch, 
Lv. Rohde, Sbonsel , 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Landgeríchtsdtrektor Dr. Sandrock, 

auf die Níchtígkeitsbeschwerde des Oberreichsanwalts 
. nach nündl scher Verhandlung für Hecht erkannt: 

Las Ur teil des Sbnderger tchts „für den Oberlandesgerichtsbeztrk 
S t u t t g a r t vom 29. September 1942 „wird im Strafaussprueh 
dahin abgeändert, daß der Angeklagte zu'2 (zwei) Mbnaten Gelang= 
n _es verurteilt w i e .  ' ' 

Angeklagte hat die Kostenlder Nicht igkei tsbeschwerde` zu 
tragen. . 1 
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Vo n wegen 

I. Lüırch das angefochtene Urte i l  i s t  der .  Angeklagte „wegen 
p o l i t i s c h  böswi l l iger  Äußerung und. öffentl scher Be le id t  .Owl0"anste1= 
l e  von zwei Monaten Gefängnis zu der Geldstrafe von- sechshundert 
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He ichsmark rechtskräft ig V e r u r t e i l t  Worden. Gegen den Strufous= 
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durch eine Freiheit strafe 
sich um einen Angriff gegen eine Einrichtung 

in erster Linie angesetzte 

Spruch dieses Urteils hat der Oberreichsanwalt die Niehtigkeitsk 
Beschwerde erhoben und geltend gemacht, gegen die Anwendung des 
§ 27 b StGB bestünden erhebt iche Bedenken. _ 

« 

II. Das .Rechtsmittel ist begründet. 
Lus Sondergericht hat geglaubt, den StrafZweck hier noch 

durch eine Geldstrafe erreichen zu können, weil der .Angeklagte 
den in Frage stehenden Brief ,in religiösen Übereifer spontan" 
niedergeschrieben, 'dabei in besonderer Eile und wenig überlegt 
gehandelt habe, weil er ein. Mann von über 60 Jahren, bisher un: 
bestraft und unbeaNstandet sei und gewisse Kriegsuerdi enste für 
sich in Anspruch nehmen könne. 

. 
_ 

Diese GrüNde reichen nicht aus, um die Anwendung des 
§' 27 b StGB `zu rechtfertigen. .Die Anwendung des .5 -27 besetzt uor= 
aus, daß' der strafzweck durch eine Geldstrafe erreicht werden 
kann. Die Strafe bezweckt zwar in erster Linie eine gerechte 
ne des begangenen Unrechts, ̀ soll daneben aber auch den 7erur teil= 
ten bessern und Soll andere von gleichen Straftaten abschrecken; 
HGSt.Bd. 61 s. 417. Uithin.darf von einer .Freiheitsstrafe nicht 
abgesehen werden, wenn auch nur eine Sei te des Strafzwecks durch 
die .Ersatzgeldstrafe nicht erreicht würde. ' 

Baß eine Besserung des Angeklagten durch die ausgeworfene 
Geldstrafe erreicht werden könnte, mag dem Sondergerícht mit Rück: 
Sicht auf die ,festgestellten persönlichen Verhältnisse des Ange= 
klagten zugestanden werden. Aber weder eine gerechte Sühne nach 
eine hinreichende Abschreckung kann nach den bisher getroffenen 
Feststellungen durch eine Geldstrafe erreicht werden. 

Bei der bewuflten ü Pachtung,díe der Angeklagte gegenüber dem 
nationalsozialistischen'Staat und seinen Gesetzen zum Ausdruck de; 
bracht hat,und unter Berücksichtigung der tbtsache,daß nicht nur 
die betroffene Frau, sondern auch ihr Ehemann, ein unmittelbar vor 
der Fahrt zur Front-stehender Soldat,beleidigt 'worden ist,wird ei= 
ne .Geldstrafe dem Uhrechtsgehal t der Tat nicht gerecht.Überdies 
kann eine allgemeine Abschreckung nun 
erreicht werden, da es 
der Reichsregierung handelt, der geeignet war,in der jetzigen 
Kr tegszeit Uhfr reden und UNruhe ins' vblk zu tragen. 

, .[II.Einer Zurückverweísung der Sache bedarf es nioht.Der er: 
kennende Senat erachtet in Übereinstimmung mit dem Antrag des Oben: 
reichsanwalts die vom Sondergerícht 
Freiheitsstrafe von zwei Monaten Gefängnis als eine ausreichende 
ouhne.Díe Umwandlung in eine Geldstrafe „fällt weg. 

Schultze Ziegler Rensch Rbhde geh. Sponsel 
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